
Die AOK Mitarbeiter der AOK-Direktion München reagieren mit Leistungsbescheiden und Mahnungen, wenn es jemand wagt ihnen zu 

widersprechen.  

Das kann man nutzen um die Selbstherrlichkeit und Gesetzesmissachtung der AOK Bayern aufzuzeigen.  

Die AOK Bayern kassiert durch Eigenermächtigung per Satzung bei verspäteten Zahlungen grundsätzliche doppelte Mahngebühren.  

Man lernt dann, nicht immer führen Widersprüche mit unnachahmlicher Konsequenz zu Widerspruchsverfahren. Manchmal fällt ihnen nur noch ein 

Verhalten von aufgescheuchten Hühnern ein und man muss schon kräftig dazwischen fahren, um sein Widerspruchsverfahren zu erstreiten. 
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Dr. Arnd Rüter 
Haydnstraße 5 
85591 Vaterstetten 
 
 
 

 
 
 
 
AOK Bayern       cc: Vorstand der AOK Bayern 
Versicherungsservice München           Carl-Wery-Straße 28 
Team München 5            81705 München 
Landsberger Straße 150-152      
80339 München      cc: Widerspruchsstelle 
             der AOK Direktion München 
              Münchner Straße 60 
              85221 Dachau 

   
 
         Vaterstetten, 31.01.2020 

 

 
Betreff: V373722832 
 Ihre Schreiben vom     20.09.2019, 08.10.2019, 21.10.2019, 22.11.2019, 21.01.2020 
 Mein Schreiben vom   03.10.2019 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Sie haben auf „offene Beiträge“ für den August 2019 mit einem auf den 20.09.2019 datierten 
Leistungsbescheid mit Mahnung reagiert. Im beigefügten Kontoauszug berechneten Sie dafür nicht nur 
einen Säumniszuschlag von 1,50 EUR, sondern auch eine Mahngebühr von 5,00 EUR. 
 
Am 03.10.2019 teilte ich Ihnen mit, dass ich den Beitrag für August 2019 und den Säumniszuschlag 
inzwischen überwiesen hätte. Ich habe angefragt, was diese Mahnkosten von 5,00 EUR sein sollen, wenn 
doch die von öffentlich-rechtlichen Stellen „Säumniszuschlag“ genannten Mahngebühren bereits von Ihnen 
in Rechnung gestellt seien. Ich habe Widerspruch gegen diese von Ihnen zusätzlich geforderten 
Mahngebühren eines „Unternehmens der freien Wirtschaft“ eingelegt. 
 
Am 08.10.2019 antworteten Sie, dass solche zusätzlichen Mahngebühren unter „§23 Fälligkeit und 
Zahlung der Beiträge“ in der Satzung der AOK Bayern festgelegt seien und sandten einen Auszug dieses 
Paragraphen.  
 
Am 21.10.2019 sandten Sie erneut einen „Leistungsbescheid und Mahnung“ zu „Offenen Beiträgen zur 
Kranken- und Pflegeversicherung“. Nunmehr hießen die 5,00 EUR zusätzlich berechneter Mahngebühren 
aus August 2019 aber offene „Beiträge  01.09.2019 – 30.09.2019“ und hatten nun auch einen 
„Buchungstag 01.10.2019“. Dieser Leistungsbescheid vom 21.10.2019 ist also offensichtlich falsch und es 
besteht kein Grund gegen einen so offensichtlich falschen Bescheid einen Widerspruch einzulegen. 
 
Am 22.11.2019 sandten Sie erneut einen „Leistungsbescheid und Mahnung“ zu „Offenen Beiträgen zur 
Kranken- und Pflegeversicherung“. Nunmehr hießen die 5,00 EUR zusätzlich berechneter Mahngebühren 
aus August 2019 aber offene „Beiträge  01.10.2019 – 31.10.2019“ und waren nun auch erneut am 
„Buchungstag 04.11.2019“ gebucht. Dieser Leistungsbescheid vom 22.11.2019 ist also offensichtlich falsch 
und es besteht kein Grund gegen einen so offensichtlich falschen Bescheid einen Widerspruch einzulegen. 
 
Im Dezember 2019 waren Sie offensichtlich schon in froher Erwartung auf das „Fest der Liebe“ und 
konnten nicht leistungsbescheiden und mahnen. 
 
Am 21.01.2020 sandten Sie erneut einen „Leistungsbescheid“ dieses Mal ohne Mahnung zu „Offenen 
Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversicherung“. Nunmehr hießen die 5,00 EUR zusätzlich berechneter 
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Mahngebühren aus August 2019 offene „Beiträge  01.12.2019 – 31.12.2019“ und waren nun auch erneut 
am „Buchungstag 03.01.2020“ gebucht. Dieser Leistungsbescheid vom 21.01.2020 ist also offensichtlich 
falsch und es besteht kein Grund gegen einen so offensichtlich falschen Bescheid einen Widerspruch 
einzulegen. 
 
Nun könnte man denken, dass geht jetzt immer so weiter; aber nein, es gibt Gesetze. 
 
Ich habe am 03.10.2019 gegen die Erhebung von 5,00 EUR Mahngebühren Widerspruch eingelegt mit 
folgender Begründung: 
 

 „Verlangt jemand mehr als 3 Euro Mahnkosten von Ihnen, sollten Sie sich wehren. […] Andere 
Gebühren gelten bei staatlichen oder öffentlich-rechtlichen Stellen. […] Das nennt sich dann 
Säumniszuschlag. Säumniszuschläge entstehen kraft Gesetzes, wenn Sie [z.B.] Ihre Steuern 
nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages gezahlt haben. Es bedarf keiner gesonderten Mahnung, 
um in Verzug zu geraten.“ (https://www.finanztip.de/mahngebuehren/) 
„Säumniszuschlag ist ein Begriff aus dem deutschen Verwaltungsrecht. Er wird als zusätzliche 
Abgabe für den Fall der verspäteten Zahlung einer Gebühr, eines Beitrags oder einer Steuer 
erhoben. Bei Gebühren sehen die Verwaltungsverfahrensgesetze oft eine Billigkeitsregelung vor, 
also die Möglichkeit, von der Erhebung abzusehen. Für Beiträge und Steuern entsteht der 
Säumniszuschlag dagegen kraft Gesetzes und damit ohne Ermessensfreiheit seitens der 
festsetzenden Behörde. (https://de.wikipedia.org/wiki/S%C3%A4umniszuschlag) 

 
Wenn also Ihr berechneter Säumniszuschlag, für welchen Sie ja die gesetzliche 
Berechnungsgrundlage freundlicherweise mitteilen, die verwaltungsrechtlichen Mahngebühren 
sind, was sind dann Ihre zusätzlich berechneten Mahngebühren in phantasievoller Höhe anderes 
als der ungesetzliche Versuch Mahngebühren zweimal zu berechnen ?  
 
Sie ergänzen Ihre Mitteilung der Berechnungsgrundlage für den Säumniszuschlag durch „Zudem 
werden ggf. Mahngebühren berechnet.“ Ich ergänze: diese werden aber ggf. nicht bezahlt.  
Ich widerspreche Ihren Mahngebühren in Höhe von 5 Euro.“ 

 
 
Dazu haben Sie am 08.10.2019 wie folgt geantwortet: 
 

„Bitte beachten Sie in diesem Zusammenhang, dass die Erhebung von Mahngebühren in der 
Satzung der AOK Bayern festgelegt wurde.“ 
 
„§ 23 Fälligkeit und Zahlung der Beiträge 
(1)  Laufende Beiträge, die geschuldet werden, sind entsprechend den Regelungen dieser 

Satzung und den Entscheidungen des GKV-Spitzenverbandes fällig. 
(2)  Zahlungspflichtige, die mit der Beitragszahlung im Rückstand sind, werden gemahnt. Die AOK 

Bayern erhebt hierfür Mahngebühren. 
(3)  Die Mahngebühren betragen 0,5 v.H. des Mahnbetrages, mindestens 5,00 Euro und 

höchstens 150,00 Euro. Die Mahngebühren werden auf volle Euro aufgerundet. Bei einem 
Mahnbetrag unter 100,00 Euro werden keine Mahngebühren erhoben. 

(4)  Die in Absatz 3 genannten Mahngebühren finden auch für sonstige Forderungen der AOK 
Bayern, die durch Bescheid geltend gemacht werden, Anwendung.“ 

 
„Die Mahngebühren sollen die Kosten für den zusätzlichen Verwaltungsaufwand ausgleichen. 
Diese Gebühr ist zusätzlich zu den Säumniszuschlägen zu fordern. Wir bestehen deshalb 
weiterhin auf die Zahlung der Mahngebühren. 
Bitte teilen Sie uns mit, ob Sie nach Kenntnis der Sach- und Rechtslage Ihren Widerspruch 
zurücknehmen.“ 
 

Die Rechtslage ist so, dass die AOK Bayern nicht nach Belieben eine gesetzliche, öffentlich-rechtlich 
organisierte Krankenkasse und ein unabhängiges Wirtschaftsunternehmen sein kann. Deshalb kann sie 
auch nicht sowohl öffentlich-rechtliche Säumniszuschläge und gleichzeitig Mahngebühren erheben. 
 
Wenn Sie betonen, Sie hätten die Rechtslage mitgeteilt, kann ich nur zustimmen. Die Rechtslage aber 
dürfte sein, dass die Satzung der AOK Bayern in Teilen (mindestens also § 23) gesetzeswidrig ist. Wenn 
§23 (1) auch auf die Entscheidungen des GKV-Spitzenverbandes verwiesen wird, verstärkt das die 
Vorsicht nur. Es geht hier schließlich um Beiträge auf private Sparerlöse ohne gesetzliche Grundlage 
(https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/ ); auch wenn der GKV-Spitzenverband und mit ihm die AOK der 
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